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Der Transport eines Ersatztransformators
für den abgebrannten Trafo im AKW
Krümmel wurde von Anti-Atom- und
Umweltgruppen zum Anlass genommen,
um gegen die katastrophale Informations-
und Sicherheitspolitik des AKW-Be-
treibers Vattenfall zu demonstrieren.

ROBIN WOOD z.B. wirft dem Betreiber vor,
dass lediglich wirtschaftliche und nicht Sicher-
heitsbelange den Fahrplan für die Wiederin-
betriebnahme des maroden AKW Krümmel
bestimmen.

So versammelten sich am 09.08.07 im An-
schluss an eine Blockade durch ROBIN WOOD
an der Geesthachter Schleuse weitere Demon-
strantInnen am Hafen in Geesthacht mit dem
Ziel, durch Aktionen den Transport des Trafos
zum AKW Krümmel zumindest zu verzögern.

Daher kam es dann am
Nachmittag, als der
Schwerlasttransport den
Hafen verlassen sollte, zu
einer überraschenden Sitz-
blockade auf der Elb-
uferstraße, der Transport-
strecke zum AKW Krüm-
mel, an der etwa 30
DemonstrantInnen betei-
ligt waren.

Zugleich war es
Kletterern von ROBIN
WOOD gelungen, ein Seil
mit einem Anti-Atom-
Transparent von einem
Strommast zu einem
Laternenpfahl über die

Straße zu spannen. Die
AktivistInnen brachen nach
ungefähr einer Stunde ihre
Aktion ab, nachdem be-
kannt geworden war, dass
der Schwerlasttransporter
wegen eines technischen
Defektes repariert werden
müsse und erst am näch-
sten Tag fahren könne.

Der Transporttermin
war für den Folgetag um
14 Uhr angegeben. Kurz
nach dieser Zeit besetzten
ungefähr 15 AktivistInnen
von ROBIN WOOD, X-
tausendmalquer und Con-
tratom überraschend aus

einer Mahnwache heraus die Transportstrecke in

der Nähe des Hafens. Zeitgleich hatten zwei
Kletterer von ROBIN WOOD einen Strommast
und eine Pappel erklommen und ein Seil über die
Elbuferstraße gespannt, an dem einer der beiden
die Straße überquerte.

Die sichtlich überraschte Polizei hatte auf
Grund der Erfahrungen am Vortage bereits vor-
gesorgt, und so konnten Spezialkräfte mit einem
Leiterwagen der Feuerwehr die Aktion schnell
beenden.Auch die Straßenblockade wurde dann
von der Polizei zügig beseitigt, indem die
Sitzenden zur Seite getragen und dort kurz in
Gewahrsam genommen wurden.

Nach einer Stunde Verzögerung konnten die
beiden Zugmaschinen den etwa 500t schweren
Schwerlaster mit dem Trafo im langsamen
Schritttempo zum AKW Krümmel fahren, das
dann gegen 16.30 Uhr erreicht wurde.
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In dieser Randspalte wird in
kurzen Worten erklärt, in wel-
chem Ausbaustadium sich die
verschiedenen Anlagen befin-
den.

Faßlager
Die Einlagerung von schwach-
und mittelaktivem Müll in Fass-
gebinden begann 1984. Ende der
80er Jahre wurden Fässer mit
ungeklärtem Inhalt aus der belgi-
schen Atomschmiede Mol ent-
deckt(„Transnuklearskandal“ ).
1.296 Gebinde mussten wegen
des Drucks der atomkritischen
Öffentlichkeit aus Gorleben wie-
der entfernt werden. Entdeckt
wurden darüberhinaus Korro-
sionsschäden und „Blähfässer“
(Gasentwicklung). Messberichte
der Brennelementlagergesell-
schaft (BLG) belegten z.B. einen
Anstieg der Radioaktivität bei
sommerlichen Außentempera-
turen, was die Gasbildung „an-
heizt“. Auf Druck der Fach-
gruppe Radioaktivität der BI
musste das Umgebungsüber-
wachungssystem der BLG nach-
gebessert werden. Ende 1995
wurde genehmigt, das zulässige
Radioaktivitätsinventar des La-
gers um das 1000-Fache zu
erhöhen. Hintergrund ist die
Absicht, bitumierte radioaktive
Abfälle aus der französischen
WAA Cap de La Hague und
mittelaktive Komponenten in
Gorleben einzulagern.

CASTOR-Halle
Die Castor-Halle bietet Platz für
420 Behälter. Elfeinhalb Jahre
konnte die Einlagerung von
hochradioaktiven, abgebrannten
Brennelementen verhindert wer-
den. Am 25. April 1995 wurde
der erste Castor (Cask for the
storage of radioactive material)
von 16.000 Polizisten gegen den
Widerstand weiter Bevölker-
ungskreise nach Gorleben
transportiert. Seit Ende Mai
1995 darf auch hochaktiver, ver-
glaster Müll aus der Wieder-
aufarbeitung (in Form von
Kokillen) eingelagert werden.
Außerdem wurde die Kapazität
von 1.500 t Müll auf 3.800 t
erhöht, und das alles auf der
gleichen Grundfläche. Ein erster
Kokillentransport folgte am 8.
Mai 1996. Diesmal traten
18.000 Beamte an, um den
Transport durchzusetzen. Vor-
läufiger Höhepunkt war die
Anlieferung eines „Sixpack“
(sechs Behälter zu einem
Transportvorgang gebündelt)
Anfang März 1997. Die Kosten
für den Polizeieinsatz – 30.000
Beamte waren unterwegs –
summierten sich auf 111 Mio.
DM. Danach scheiterte ein wei-
terer Versuch über den Bahnhof
Arendsee (Sachsen-Anhalt) am
anhaltenden Widerstand. Dieser
Umweg musste gewählt wer-
den, weil eine Bahnbrücke bei
Seerau/ Hitzacker sich für die

Stand der Dinge
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Baskische Kulturgruppen zu Besuch im Wider-
standshaus Bure/Lothringen

"Grenzenloser Widerstand" titelte die Regionalzeitung,
die ebenso wie das Regionalfernsehen France 3
(http://88.198.67.163:85/mixed/visita_en_francia.wmv)
einen Beitrag als erste Meldung in den Nachrichten über
den ungewöhnlichen Besuch in Bure brachten. Die
Reisegruppe aus 40 meist jungen Leute aus allen Teilen des
Baskenlands unternahmen eine politisch-kulturelle Reise.
Um Anti-Akw Aktivitäten zu unterstützen und Erfahrungen
auszutauschen fragten sie auch im Widerstandshaus Bure
Zone Libre (http://burezonelibre.free.fr) nach, um in
Lothringen die letzten zwei Tage ihrer Reise Station zu
machen.

Die TeilnehmerInnen der Reisegruppe sind auch sonst
politisch engagiert - beispielsweise gegen eine Schnellzug-

trasse von Madrid nach Paris, die massiv die Täler zerstö-
ren soll oder gegen Autobahn-

Neubauten und Gentechnik oder auch für die Freiheit
politischer Gefangenen und das Selbstbestimmungsrecht
der Basken. Und unbekannt ist ihnen der Widerstand
gegen Atomanlagen auch nicht. Mit massivem Widerstand
haben die Basken einst den Bau des AKW in Lemoiz stark
behindert. Das AKW konnte trotz massiver Demon-
strationen, Bombenanschlägen im Baugelände und
Entführungen von Leitungsangestellten zwar fertig gebaut
werden, ging aber wegen des Widerstands nie ans Netz.
Derzeit richtet sich das Hauptaugenmerk der dortigen
Anti-Atom-Bewegung auf die Schließung des Schrott-
meilers Garoña, nur wenige Kilometer von der baskischen
Grenze entfernt in Kastillien. Erst am Sonntag wurde
erneut dafür demonstriert, dass die Sozialisten ihrem
Versprechen nach einem AKW-Ausstieg (bis 2009) einlöst
und den Reaktor der 1971 noch unter der Franco-
Diktatur ans Netz ging sofort abzuschalten 
Das unlösbare Atommüllproblem

Die ungeklärte Frage des verbliebenen Atommülls ver-
bindet alle AtomktraftgegnerInnen meinte Ralf Streck, ein

im französischen Baskenland lebender Journalist, der als
schon mehrfach über den Widerstand in Bure für deutsch-
sprachige und baskische Medien berichtet hat und als
Musiker an der Reise teilnahm: "Hier in Bure soll eine
Scheinlösung für den Atommüll gefunden werden - wenn
das Endlager in Betrieb geht, könnte das ein europäisches
Endlager werden und auch aus anderen Länder den jahr-
tausende strahlenden Müll aufnehmen." Schließlich hat kein
Land bisher eine Lösung für den Hunderttausende Jahre
strahlenden Müll.

Zunächst müsse die Produktion von weiterem Atommüll
gestoppt werden, deshalb gehören alle Atomanlagen abge-
schaltet, fordern auch die Vereinsmitgliedern von Bure
Zone Libre. Das Widerstandshaus wird von einem franzö-
sisch-deutschen Verein getragen und von den regionalen
Antiatom-Initiativen unterstützt- zwei Atomkraftgegner

wohnen aktuell dort. Neben der weiterhin notwendigen
Totalrenovierungen, beherbergen sie Treffen,Aktions¬trai-
nings und Besuche wie den der Basken und beobachten
das Endlager und aktuell die neuen Probebohrungen um
das Endlagergelände herum. Das ehemalige Bauernhaus
bietet Raum für Treffen und Austausch der Wider-
standsgruppen der Region -- aber auch überregional -- so
war auch Unterstützung von der Stop Bure Gruppe Trier
und der  BI Lüchow-Danennberg in Bure erschienen,
Kerstin Rudek vom Vorstand der Bürgerinitiative zeigte
Solidarität, denn Bure sei wie Gorleben als Endlager unge-
eignet, der Salzstock hat Grund¬wasserkontakt: „Die
Endlager Asse und Morsleben sind schon abgesoffen,
Gorleben und alle Atomanlagen gehörten stillgelegt" dazu
verteilte sie Einladungen zur bundesweiten Endlagerdemo
am 1.9. im Wendland.
http://www.castor.de/aktionen/2007/1sept/flugblatt.html
Basken feiern in Bure

Höhepunkt des Besuchs der Basken in Bure war der Auftritt
der Musik,Tanz und Theatergruppen auf dem "zentralen" Platz
in Bure - etwa ein Drittel der rund 100 Einwohner des ver-
schlafenen Nests waren erschienen und staunten.

Basken unterstützen Kampf
gegen Atommüll  in  Bure



tonnenschwere Last der Be-
hälter als nicht mehr tragfähig
erwies. – Im März 2001 wurden
die Transporte wieder aufge-
nommen, jetzt übernahm Rot-
Grün das Kommando. Im No-
vember folgte im Schatten des
11. September ein weiterer
Transport. Die Kosten für die
Bewachung sind immer noch
ein Ärgernis, so dass seit
November 2002 immer 12
Behälter angeliefert werden.Auf
420 Stellplätzen verlieren sich
noch die 80 Castoren. Aber
jeder Behälter, der in der zu-
gigen Halle steht, zementiert
Gorleben als Endlagerstandort.

Pilotkonditionierungs-
anlage (PKA)
In der PKA soll getestet wer-
den, wie hochaktiver Müll endla-
gerfähig verpackt werden kann.
Da ein Endlager in Gorleben
jedoch fraglich ist und eine ent-
sprechende Konditionierung zum
gegenwärtigen Zeitpunkt wenig
Sinn macht, soll die 800 Mio. DM
teure Investitionsruine einem
anderen Zweck zugeführt wer-
den: als heiße Reparaturzelle für
kaputte Castoren. Die 3. Teilge-
nehmigung für die umfunktio-
nierte PKA ist Anfang Dezem-
ber 2000 erfolgt. Damit ver-
zögerte sich deren Inbetrieb-
nahme bereits um 5 Jahre. Für
den Widerstand war das grüne
Licht für die PKA jedoch der
Elchtest für den Ausstiegswillen
von Rot-Grün: Der heiße
Betrieb wurde jedoch noch
nicht aufgenommen.

Endlagerbergwerk
Die Eignung des Gorlebener
Salzstocks, der ab dem Jahr
2030 als Endlager für alle Arten
von Atommül dienen soll, wird
seit Jahren von namhaften Ge-
ologen bestritten: 1987 kracht
ein Schacht beinahe in sich
zusammen, permanente Wasser-
einbrüche beim Abteufen beglei-
ten den Ausbau des Endlagers,
der getarnt als „Erkundungs-
bergwerk“ bisher nach Berg-
recht und unter Ausschluss der
Öffentlichkeit vorangetrieben
wurde. Lediglich der in seinen
Salzrechten tangierte Atom-
kraftgegner Andreas Graf von
Bernstorff konnte von seinem
Klagerecht Gebrauch machen.
Inzwischen ist mit der Salinas
Salz GmbH ein wirtschaftlich
ernstzunehmender Gegenspie-
ler für die Endlagerbauer auf
dem Plan.
Schwarz-Rot will offenbar kei-
nen Abbruch des Projekts: Das
Moratorium auf der Baustelle,
das seit Oktober 2000 zur
Unterbrechung der Bauarbeiten
führte, wird nicht mit den plane-
rischen Mängeln und den kat-
astrophalen geologischen Befun-
den begründet. So ist zu
befürchten, dass die Gorleben-
Karte bei einer weiteren End-
lagersuche wieder unterge-
mischt wird.
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Kein Zutritt für Basken?
Erstaunt musste die Gruppe feststellen, dass Basken

offenbar in französischen Endlagerstandorten unerwünscht
sind.Als die Gruppe sich zur öffentlichen Besuchszeit dem
so genannten Labor näherte, liefen wenig freundlich von
allen Ecken Sicherheitsbeamte herbei und verschlossen alle
Tore mit dicken Stahlketten. Dabei hatte sich die Gruppe
nur an die Angebote auf den Webseiten gehalten und woll-
te an einer begleiteten Führung ab 15 Uhr teilnehmen.
"Wir haben Anweisung erhalten, bis auf weitere Order die
Tore zu verschließen", erklärte einer vom Security-Dienst.
Anrufe auf allen Ebenen und nach Verhandlungen durfte
die Gruppe schließlich eintreten, wenn sie "calme" (ruhig)
blieben. Dabei waren nur die Betreiber der ANDRA ner-
vös. Schließlich wurde auch das Problem mit einigen feh-
lenden Ausweisen gelöst, so dass sich doch alle Teilnehmer
informieren konnten.

Für die ANDRA-Begleiterin erwies sich die Führung
allerdings als ein Super-Gau. Gewohnt, uninformierte
Gruppen zu führen, sprudelten etliche Zahlen und Details
aus ihr heraus, mit denen sie die Besucher von der
Sicherheit der Atomanlage überzeugen wolle. Doch geziel-
te Nachfragen brachten sie schnell zum kochen.Auf die
Frage, wie sie denn 2005 schon eine Empfehlung für den

Endlagerstandort abgeben konnte,wo die Bohrungen doch
gerade erst in der Ton-Schicht in 500 Meter angekommen
war, musste sie passen und brach fast die Führung ab.
Tödliche Blicke warf sie dann den FragerInnen zu als sie,
nach Verweis auf den internationalen wissenschaftlichen
Austausch, nach dem abgesoffenen, einst als sicher ver-
kauften deutschen Endlager für mittel- und leichtradioak-
tive Asse in Deutschland gefragt wurde. Interessant war
noch die Tatsache, dass in der Tonschicht unter Bure ins-
gesamt mindestens 8 Prozent Wasser eingelagert sind. Das
bewege sich nicht, hieß es.Was passiert, wenn man bohrt
und sprengt, Risse auftauchen usw. solche Überlegungen
kommen bei der ANDRA offenbar nicht in Betracht, die
auch gegen die eigenen Gesetze verstoßen hat, wonach
verschiedene Standorte und Lagermedien untersucht wer-
den sollten. Doch das Müllproblem drängt. Für die neue
Reaktorlinie (EPR) muss dringend das Endlagerproblem
"gelöst" werden, um der Bevölkerung den Atomwahn wie-
der schmackhaft machen zu können. Überzeugt davon,
dass nicht wissenschaftliche Erkenntnisse sondern Not-
wendigkeiten zur Auswahl des Standortes geführt haben,
drückten die BaskInnen und WendländerInnen ihren
Protest mit einer Privatdemo vom Labor ins Dorf aus.

Markus Pflüger

Sehr geehrte Frau Bettin,
leider erst gerade eben bekam ich eine ältere Zeitschrift

zu sehen, in der ich lesen musste, dass Sie vorgeschlagen
haben, so ein Art Lehr- oder Gedächtnispfad in
Brokdorf und anderswo einzurichten. Nun ist man von
den GRÜNEN ja nachgerade gewohnt, dass sie sich mehr
und mehr und immer weiter von ihren frühen Wurzeln
entfernen.Aber selten hat mich etwas so sehr erschreck
wie diese Nachricht!

Wir haben in Brokdorf demonstriert und uns von einer
tollwütig dreinschlagenden Polizei mit Knüppeln und
Tränengas durch die Wilstermarsch jagen lassen, um gegen
die unser und unserer Kinder Leben und Gesundheit
bedrohende Atomenergie zu protestieren, nicht aber um
uns ein Denkmal zu verdienen oder von Ihnen setzen zu
lassen! Ein solches Denkmal brauchen wir nicht, und wir
brauchen es schon gar nicht, wenn wir sehen müssen, dass
die jetzige Generation – also IHRE Generation – sich mehr
und mehr mit den geschaffenen Tatsachen abfindet, sich
innerhalb der gegebenen Machtverhältnisse arrangiert und
am Widerstand kaum noch ein erkennbares Interesse
zeigt.

Von einem „Mahnmal“ ist in jenem Zeitschriften-Artikel
auch die Rede.Wir brauchen kein museales Mahnmal, zu
dem man von Zeit zu Zeit pilgert, um in sentimentalem
Gedenken einer fernen Vergangenheit nachzuhängen! Die
Gründe, die uns einst nach Kalkar, nach Brokdorf und ins
Wendland trieben sind heute so aktuell wie damals! WIRD
MAN SIE BEI DER CASTOR-DEMOAM 1. SEPTEMBER IN
GORLEBEN TREFFEN? Das wäre ein Mahnendes
Zeichen!!

Wenn Sie ein sichtbares Mahnmal brauchen,
dann sorgen Sie dafür, dass in der Bevölkerung –
und vor allem in IHRER Partei – jedes noch am
Netz befindliche Atomkraftwerk als ein Mahnmal
verstanden wird, und dass es keine Ruhe geben
darf, bis auch das letzte vom Netz genommen und
abgebaut ist!

Sorgen Sie dafür, dass die Ihrer Generation brennend
anvertraute Fackel nicht verlischt, sondern brennend

weitergetragen wird! Halten Sie dieses Bewusstsein wach!
Klären Sie die Bevölkerung über die mit der Atomenergie-
Nutzung verbundenen Risiken auf, und wirken Sie mit allen
Kräften der Gefahr entgegen, dass die Träume der Herren
Glos, Stoiber, Oettinger, Koch, Wulff und anderer in
Erfüllung gehen, nämlich bei der nächsten Bundestagswahl
Mehrheiten zu schaffen, mit denen man den
„Atomausstieg“ rückgängig machen kann!

Damit würden Sie den Demonstranten von Brokdorf
ein würdiges Erinnerungsmal setzen; ein würdigeres lässt
sich gar nicht denken!

Mit freundliche Gruss 
Ulrich Uffrecht

Geplanter Lehr-  oder
Gedächtnispfad in Brokdorf

Offener Brie an die MDB  G. Bettin von U. Uffrecht
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Seit Jahren fahren geheime Atomzüge
Tonnen von Uranhexafluorid durch
Deutschland.Von der Öffentlichkeit bisher
übersehen, rührt sich nun in den Städten
und Gemeinden entlang der Bahnlinien
ängstlicher Protest.

Während die jährlichen Castor-Transporte
vom französischen La Hague nach Gorleben seit
Jahren eine massenhafte Protestbewegung auf-
schrecken, hat sich für die geheimen Atom-
transporte vom französischen Pierrelatte zur
deutschen Urananreicherungsanlage in Gronau
bisher kaum jemand interessiert. Der Atommüll
aus abgebrannten Brennelementen scheint die
Leute offensichtlich eher zu erregen als der
Transport von Uranhexafluorid, aus dem neue
Brennstäbe gefertigt werden. Anti-Atom-
initiativen im Ruhrgebiet und Münsterland wol-
len nun die Protestaktionen ausweiten.

Der Zeitpunkt für Proteste scheint günstig.
Zwar fahren die Uranhexafluorid-Züge seit
Jahren alle zwei Wochen unbemerkt durch
Westdeutschland, aber im Dezember 2006
stoppten offensichtlich die Transporte für eine
Weile.Wenn es nach den Bürgerinitiativen geht,
soll es bei diesem Stopp bleiben; aber zu befürch-
ten ist das Gegenteil: Die Urananreicherungs-
anlage in Gronau wird z. Zt. ausgebaut; sie soll
zukünftig zweieinhalb Mal so groß sein wie bis-
her. Dann würde auch die Zahl der Eisen-
bahntransporte entsprechend zunehmen.

Die verbleibende Zeit wird von den
Atomgegnern genutzt. Entlang der Fahrstrecke
haben sich verschiedene Umweltschutz- und
Anti-Atomgruppen gegen die Urantransporte
formiert. In Frankreich schlossen sich landesweit
rund 700 Anti-Atomgruppen zum Bündis Réseau
Sortir du Nucléaire zusammen.Auf deutscher
Seite sind u.a. folgende Initiativen aktiv: Anti-
Atomgruppe Stop Bure (Trier), Initiative für
Atomausstieg (Trier), Greenpeace (Bonn), Bund
für Umwelt- und Naturschutz (Bonn),
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atom-
anlagen, MEGA (Menschen gegen Atomanlagen)
Waltrop,Bürgerinitiative Umweltschutz (Hamm),
SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster,
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" und
schließlich der Arbeitskreis Umwelt in Gronau.

Gruppen aus beiden Ländern haben auf einer
gemeinsamen Demonstration am Grenzüber-
gang Perl am 12. Mai 2007 beschlossen, ein bila-
terales Beobachtungsnetzwerk aufzubauen, um

– ähnlich wie bei den Castor-Transporten – ent-
lang der gesamten Wegstrecke Mahnwachen und
Blockaden zu initiieren. In bewegungspolitisch
strukturschwachen Gebieten (Rheinland-Pfalz,
Bremen etc.) werden noch Leute gesucht, die
sich mit Atomtransporten auskennen und ihre
Augen offen halten. Die einzelnen Informationen
werden dann zu einem gemeinsamen Puzzle
zusammengetragen, so dass allmählich ein
Gesamtbild der Uranhexafluorid-Transporte ent-
steht. So setzen die Umwelt- und Anti-
Atomgruppen gegen die Atompolitik der
Bundesregierung, die angeblich vorrangig die
Wirtschaftsinteressen der Stromkonzerne im
Visier hat, auf einen "Überwachungsstaat von
unten":

In einer Erklärung von „Contratom", einem
Zusammenschluss von Atomgegnern in Nieder-
sachsen, heißt es: „Es ist von enormer
Wichtigkeit, schon am Anfang der Atomspirale
Widerstand zu leisten und nicht erst, wenn das
Uran zu hochradioaktivem Atommüll geworden
ist. Kommen die Urantransporte nach Gronau
ins Stocken, werden auch die weiteren Schritte
der Atomspirale erschwert. Mit eurer Hilfe soll
ein internationales Netzwerk zwischen deut-
schen und französischen Organisationen und
Aktivisten aufgebaut werden, wie es schon bei
den Castor-Transporten von/nach La Hague seit
Jahren gut funktioniert. Im Fokus steht das
Sammeln von Informationen über die Transporte:
Termine, Strecken, Bewachung etc., außerdem
natürlich die Organisation von Protestaktionen
entlang der Bahnstrecke. Greifen wir in die
Atomspirale ein und legen die UAA in Gronau
trocken.“

Weil bei der Aufarbeitung des Uran-
hexafluorids in Gronau Atommüll übrig bleibt,
der von der Urenco einfach nach Russland ver-
schifft wird, haben sich russische Umwelt-
schutzgruppen der internationalen Protest-
bewegung angeschlossen.
Uranhexafluorid

Das in der Natur vorkommende Uranerz
besteht im wesentlichen aus dem industriell
bedeutungslosen Uran 238 und enthält nur zu
0,7 Prozent Uran235, aus dem Brennelemente
für Atomkraftwerke oder Nuklearmaterial für
Atombomben hergestellt werden. Daher muss
das Schwermetall aus dem Uranerz herausgelöst
und anschließend Uran235 von Uran238
getrennt werden. Solange beide Isotope in fest-
er Form vorliegen, wäre eine Trennung unmög-
lich, daher wird das Uranerz zunächst zu
Uranhexafluorid (UF6) weiterverarbeitet.

Dieses "natürliche" Uranhexafluorid besteht
aus Fluoratomen, die sich in 99,3 Prozent der
Fälle mit Uran238-Atomen und in 0,7 Prozent
der Fälle mit Uran235-Atomen verbunden
haben. Dieser Typ von Uranhexafluorid wird
"Feed" genannt. Es ist ein kristalliner weißer Stoff,
der schon beim Erwärmen auf 56,5 Grad gas-
förmig wird und so in eine
Urananreicherungsanlage (UAA) eingespeist
werden kann. Dort wird das "Feed" separiert:
Angereichertes Uranhexafluorid enthält zu min-

destens 5 Prozent Fluor-Uran235-Moleküle und
wird "Product" genannt. Übrig bleibt Uran-
hexafluorid, das zu 99,7 aus Fluor-Uran238-
Verbindungen besteht. Dieser Atommüll wird als
"Tail" bezeichnet.

Uranhexafluorid ist weder brennbar noch
explosiv, aber ein Gammastrahler und hochgiftig.
Seine radioaktive Strahlung ist zwar nur schwach,

aber bei einer Uran-Halbwertzeit von 4,5
Milliarden Jahren bleibt ein einmal verstrahltes
Gebiet dauerhaft kontaminiert. Bei Kontakt mit
Wasser bildet Uranhexafluorid Flusssäure (HF),
ein farbloses Gas mit einem stechenden Geruch.
Flusssäure ist noch ätzender als Salzsäure und
sehr giftig. Da die Haut die Säure schnell resor-
biert, wird eine Vergiftung manchmal nicht sofort
bemerkt.Das Gewebe stirbt ab und die Knochen
beginnen sich zu zersetzen. Es entstehen
Geschwüre, die nur schlecht heilen. Beim
Einatmen von Flusssäure kommt es zu einem
Lungenödem. Die medizinische Behandlung
erfolgt mit Calziumglukonat bzw. Gluko-
kortikoid-Aerosol.
Nuklearanlagen in Pierrelatte

Die französische Stadt Pierrelatte an der
Rhone nördlich von Marseille ist Standort für
zwei Nuklearanlagen des französischen
Atomkonzerns Areva NC (vormals Compagnie
Générale de Matières Nucléaires - Cogema).
Comurhex heißt eine Anlage zur Umwandlung
von Urantetrafluorid (UF4) in Uranhexafluorid
(UF6). Die Kapazität der Anlage betrug im Jahr
1990 rund 12.000 Tonnen.

Ein Teil des Uranhexafluorids wird in
Pierrelatte selbst, in der Gasdiffusionsanlage
"Georges Besse 1", zu hochkonzentriertem
Nuklearmaterial (Anreicherungsgrad 90 Prozent)
für die französischen Atomstreitkräfte weiter-
verarbeitet. Ein weiterer Teil wird nach
Deutschland zur Urananreicherungsanlage
Gronau (UAG 1) exportiert, um daraus
Brennelemente für sämtliche deutschen
Leichtwasserreaktoren und zahlreiche Kunden
weltweit herzustellen. Die Fabrik in Pierrelatte
soll nun durch eine Gaszentrifugenanlage
"Georges Besse 2" erweitert werden, die einen
entsprechend größeren Bedarf an
Uranhexafluorid hat.Noch ist unklar, ob sich dies
auf die Atomexporte nach Deutschland auswir-
ken wird.
Der Atomzug

Auf deutscher Seite werden die Eisenbahn-

Internationaler  Uranhexafluorid-
Tourismus durch Deutschland

Teil 1
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fahrten durch die Nuclear Cargo + Service
GmbH (NCS) durchgeführt. Das Unternehmen
in Rodenbach hat 120 Mitarbeiter bei einem
Jahresumsatz von 40 Millionen Euro; die
Deutsche Bahn AG verkaufte ihr Tochter-
unternehmen im April 2007 an die französische
Daher SA Ziel der Eisenbahntransporte ist die
Urananreicherungsanlage in Gronau an der
deutsch-niederländischen Grenze. Die UAG-1
nahm im Jahre 1985 ihren Betrieb auf. Seitdem
rollen die Atomtransporte durch Städte und
Gemeinden. Manchmal war jede Woche ein Zug
unterwegs, manchmal fuhren sie im Abstand von
vierzehn Tagen. Allerdings konnten die
Atomgegner seit dem 6. Dezember 2006 keinen
weiteren Transport mehr beobachten.Welcher
Grund zu dem plötzlichen Stopp führte ist nicht
bekannt.Werden die Transporte besser getarnt,
nimmt man eine andere Route, ist man vom Zug
auf Lkws umgestiegen, sind die Lager in Gronau
z. Zt. gefüllt, liegen besondere Sicherheits-
bedenken vor? Bisher haben die Bürgerinitiativen
auf diese Fragen noch keine zuverlässige Antwort
gefunden.

Bis Hamm fahren die UF6-Waggons mit ganz
normalen Güterzügen.Als Lokomotive wurde
von Hamm bzw. Lünen bis Gronau bis März 2007
eine Diesellok der Ahaus-Alstätter-Eisenbahn
eingesetzt. Seither bedient die Bentheimer
Eisenbahn die Urananreicherungsanlage Gronau.
Die Züge hatten nicht immer die gleiche Länge:
Der Transport am 12. Juli 2006 bestand aus sechs
Waggons,während sich der Zug am 6.Dezember
2006 aus sieben Wagen zusammensetzte. Mal
wurden offene Flachwagen, mal abgedeckte
Planenwagen verwendet. Nach Angaben der
Urenco Deutschland transportierte sie jährlich
etwa 130 Waggons mit insgesamt 380 Behältern
von Pierrelatte nach Gronau. Jeder Waggon ent-
hielt bis zu drei Behälter á 12,5 Tonnen
Uranhexafluorid. Zur Warnung waren alle
Waggons mit dem internationalem Radio-
aktivitätszeichen (schwarzes Flügelrad auf gel-
bem Grund) und der entsprechenden UN-
Gefahrstoffnummer "2978" gekennzeichnet,
damit bei einem Unglück Feuerwehr und Polizei
sofort erkannt hätten, hier liegt eine besondere
Gefahrenlage vor. Die Gefahrgüter sind halt so
brisant, dass hier die staatliche Geheim-
haltungspolitik an ihre Grenzen stieß.

Da die Kapazitäten der Urananreicherungs-
anlage in Gronau gegenwärtig von 1800 Tonnen
Urantrennarbeit auf 4500 Tonnen jährlich
erweitert werden, ist mit einer Wiederaufnahme
und entsprechenden Zunahme der Transporte
zu rechnen: "Zukünftig soll auch verstärkt die
Schiene genutzt werden", bekannte Dr.G.Meyer-
Kretschmer, Geschäftsführer der Urenco
Deutschland GmbH, schon im März 2001.

Auf französischer Seite starten die Züge in
Pierrelatte und passierten danach Lyon, Dijon,
Nancy und Metz. In Perl-Apach (Moseltal) über-
schritten sie bisher die deutsch-französische
Grenze.Von dort durchquerten die Transporte
folgende Städte: Trier-Ehrang, Koblenz, Bonn-
Beuel, Köln, Düsseldorf, Duisburg, Oberhausen,
Gelsenkirchen, Recklinghausen,Waltrop, Lünen,
Hamm, Lünen, Coesfeld und Ahaus bis zum
Zielbahnhof Gronau. Früher führte eine
Alternativroute von Hamm über Osnabrück
nach Nordhorn. Dort angekommen wurden die
Behälter auf ein Sicherheitsfahrzeug (SIFA) umge-
laden und zur Urananreicherungsanlage gefah-
ren.

Die Fahrtdauer der Transporte variierte, da sie
(oftmals Teil eines ganz normalen Güterzugs) von
den Disponenten in der Netzleitzentrale der
Deutsche Bahn AG bzw. der Cargo Leitzentrale
von Railion (beide Frankfurt) in den laufenden
Eisenbahnverkehr integriert werden mussten.
Die Überwachung der Transporte erfolgte über
das GPS-System. Außerdem überwachte der
Streifendienst der Bundespolizei die Gefahrgut-
transporte.Allerdings konnten sich wiederholt
Atomkraftgegner stundenlang an den Zügen auf-
halten, ohne kontrolliert worden zu sein.
Gelegentlich "übernachtete" der Zug auf dem
Rangierbahnhof in Hamm-Lohauserholz. Auf
ihrer rund 900 km langen Reise waren die Züge
allein in Deutschland mitunter fast 24 Stunden
unterwegs.
Transportbehälter

Die verwendeten Transportbehälter vom ame-
rikanischen Typ "48´´-Y" (sprich 48 Zoll Ypsilon)
haben bei einer Länge von 3,80 m und einem
Durchmesser von 1,22 m ein Eigengewicht von
2,5 Tonnen. Sie enthalten bis zu 12,5 Tonnen
Uranhexafluorid. Es handelt sich um internatio-
nal genormte Druckbehälter aus 16 mm dicke
Stahl, der den enormen mechanischen Be-
lastungen bei einem Autounfall oder Zugunglück
standhalten soll. Außerdem sind die
Transportbehälter nochmals von einer
Schutzverpackung, dem so genannten Overpack,
umgeben. Im luftdichten Behälter herrscht wäh-
rend des Transports ein Unterdruck von 0,1 bar

bei einer Temperatur von 20 Grad Celsius, so
dass das Uranhexafluorid immer in kristalliner
Pulverform transportiert wird. Nach Angaben
der Urenco beträgt die radioaktive Strahlung an
der Oberfläche der Stahlbehälter rund 2 Milli-
Sievert pro Stunde (mSv/h), dieser Wert wird
aber von den Anti-Atomgruppen bezweifelt.

Hersteller der Behälter ist die Societe
Francaise d´Isolation (Sofradi) in Treillières. Der
Zylinder wurde beim französischen Institut de
Protection et de Sûreté Nucléaire (IPSN) ver-
schiedenen Sicherheitstests (TENERIFE, PEE-
CHEUR etc.) unterzogen. Eine weitere
Musterzulassungsprüfung der Transportbehälter,
wie sie in Deutschland ansonsten durch die
Fachgruppe III.3 der Bundesanstalt für
Materialforschung und –prüfung (BAM) in Berlin-
Steglitz üblich ist, entfiel.

Darüber hinaus wurde bekannt, dass die in
Gebrauch befindlichen Behälter nur alle fünf
Jahren auf ihre Dichtigkeit überprüft werden,
obwohl UF6 stark korrosiv ist. Nach den fran-
zösischen Testergebnissen halten die Container
einem "normalen" Feuer (800° Celsius) ohne
Overpack - nach unterschiedlichen Angaben -
zwischen 25 und 50 Minuten stand. Dann steigt
der Druck auf über 14 bar und die Behälter zer-
platzen, dabei wird plötzlich ein Großteil des
überhitzten Uranhexafluorid freigesetzt. Da die

Urenco über eine Niederlassung in Groß-
britannien verfügt, erwarb man dort eine
Zulassung für die Beförderung im europäischen
Verkehr gemäß den internationalen Richtlinien.
Diese Genehmigung ist für Deutschland durch
die Bundesanstalt für Strahlenschutz in Salzgitter
bestätigt worden. Deren "Fachgebiet SE 1.1
Transporte" wird z. Zt. von Dr. Frank Nitsche
geleitet.

Wie die Bundesregierung am 16. Juli 2001
selbst einräumen musste, genügten die
Transportbehältern zumindest damals nicht den
Richtlinien "Regulations for the Safe Transport of
Radioactive Material" der Internationalen
Atomenergiebehörde (IAEA). "Daher ist der
Transport von natürlichem und abgereichertem
UF6 als besonders bedenklich einzustufen";
bekannte die Bundesregierung offen.
Urananreicherungsanlage in Gronau

In der westfälischen Stadt Gronau betreibt die
Urenco Deutschland GmbH eine Uranan-
reicherungsanlage, zu deren Eigentümern zählen
die Stromkonzerne RWE Energie und E.ON.Das
angelieferte "natürliche" Uranhexafluorid wird
hier in Uran235 mit einem Anreicherungsgrad
von 5 Prozent umgewandelt. Das angereicherte
Uranhexafluorid wird dann zur Brenn-
elementefabrik Advanced Nuclear Fuels (ANF)
nach Lingen transportiert. Die Produk-
tionskapazitäten reichen aus, um 35
Atomkraftwerke mit Brennstäben zu versorgen.

Neben der bestehenden Urananreicherungs-
anlage Gronau (UAG 1) ist eine zusätzliche UAG
2 für 800 Millionen Euro in Bau. Damit soll die
jährliche Urantrennarbeit pro Jahr von derzeit
1800 auf 4500 Tonnen gesteigert werden.
Außerdem werden die Lagerkapazitäten für
"natürliches" Uranhexafluorid ausgebaut. Die
Grundsteinlegung für die neue Fabrik fand am
14. September 2005 statt.

Gerhard Piper 
Teil 2 dann in der kommenden GR Ausgabe
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Gemeinsame Pressemitteilung von attac
Bonn,Anti-Atom-Gruppe Bonn,Netzwerk
Friedenskooperative Bonn, 22. August
2007

Bonner AtomkraftgegnerInnen hatten im Juni
auf ihrer Internetseite angekündigt, an Blockaden
gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm teilzu-
nehmen. Daraufhin durchsuchte jetzt die Polizei
das Haus eines Bonners und beschlagnahmte sei-
nen Computer.

Mit Empörung reagierten die an den Protesten
gegen den G8-Gipfel beteiligten Organisationen
auf den bundesweit bisher beispiellosen Fall.
Sowohl in Bonn als auch bundesweit fordern
zahlreiche Verbände, Gruppen und Parteien von
den Bonner Ermittlungsbehörden die sofortige
Einstellung des Verfahrens.

Verdacht der öffentlichen Aufforderung ...

Aus einem Artikel auf der Internetseite
www.antiatombonn.de, in dem der Aufruf des
Bündnisses "Block G8" zitiert wurde, leitete die
Staatsanwaltschaft Bonn den "Verdacht der
öffentlichen Aufforderung zu Straftaten" ab.

Die Anti-Atom-Gruppe Bonn wertete die
Hausdurchsuchung und Beschlagnahme als mas-
siven Eingriff in die Grundrechte.Wer sich gegen
die Politik der G8 engagiere, stünde offenbar
selbst zwei Monate nach dem Gipfel von
Heiligendamm noch immer unter polizeilichem

Generalverdacht, erklärte der Bonner Atom-
kraftgegner Jörg Mühlenhoff.

Mit dem konstruierten Vorwurf sollten G8-
GegnerInnen in eine kriminelle Ecke gestellt wer-
den, so Manfred Stenner, Geschäftsführer des
Netzwerks Friedenkooperative mit Sitz in Bonn.
Stenner wies darauf hin, dass der Verlauf der
Blockaden rund um Heiligendamm von Seiten
der Blockierenden in keiner Weise gewalttätig
war und alles dafür getan wurde, auf massive Ein-
und Übergriffe der Polizei deeskalierend zu rea-
gieren. "Hier geht es offensichtlich erneut darum,
die G8-Protest-Szene auszuspähen und zu kri-
minalisieren", sagte Dagmar Paternoga vom Ko-
ordinierungskreis attac Bonn.

Mona Bricke, die im Bad Godesberger Forum
Umwelt und Entwicklung die Aktivitäten der
Nichtregierungsorganisationen zum Heiligen-
damm-Gipfel koordiniert hatte, erklärte: "Es geht
nicht an, dass allein die Darstellung eines klar als
Dokumentation gekennzeichneten Aufrufes zu
Blockaden, die im Übrigen äußerst friedlich ver-
laufen sind, zur Kriminalisierung des Domain-
inhabers führen. Sollte diese Art richterlichen
Vorgehens Schule machen, wäre das eine ernst-
zunehmende Einschränkung der freien Meinungs-
äußerung und würde die Arbeit vieler Nicht-
regierungsorganisationen deutlich behindern".

Sebastian Nickel, Rechtsanwalt des Betrof-
fenen, sprach von einem völlig unverhältnismäßi-
gen Vorgehen.

Hintergrund:
Auf Anordnung der Richterin Vera von

Schnakenburg (Amtsgericht Bonn), führte die
Abteilung Staatsschutz der Bonner Kriminal-
polizei am 16.August 2007 zwischen 06.50 Uhr
und 07.50 Uhr eine Hausdurchsuchung bei
einem Bonner Atomkraftgegner durch, der tech-
nischer Administrator der Internetadresse
www.antiatombonn.de ist.

Die Beamten durchsuchten seine Wohnung,
um die Urheberschaft des auf die Internetseite
www.antiatombonn.de eingestellten Artikels
"Bonn goes G8: Bewegen, blockieren, bleiben" zu
ermitteln. Vor Ort wurden Unterlagen des
Betroffenen gesichtet und - obwohl der
Tatvorwurf dabei nicht belegt werden konnte -
schließlich seine komplette EDV-Ausstattung
beschlagnahmt.

Bei dem zitierten Artikel handelt es sich um
eine inzwischen veraltete Ankündigung der Anti-
Atom-Gruppe Bonn, an den gewaltfreien
Blockaden des bundesweiten Bündnisses "Block
G8" teilzunehmen. Die Anti-Atom-Gruppe Bonn
hatte im Mai 2007 unter anderem mit einem
öffentlichen Training in gewaltfreier Aktion im
Bonner Hofgarten gegen den G8-Gipfel mobili-
siert.

Jörg Mühlenhoff,
Anti-Atom-Gruppe Bonn

Tel. 0228 - 4221370

Gorleben: Einschüchterungsversuche
durch Polizei -Vorstandsmitglied soll zur
ED-Behandlung

Ein mehrjähriger Pressesprecher und derzei-
tiger Beirat der Bürgerinitiative Umweltschutz
Lüchow Dannenberg (BI) wehrt sich in einer
verwaltungsgerichtlichen Auseinandersetzung
gegen die Anordnung einer polizeilichen
Erkennungsdienstlichen Behandlung (ED).

Der Vollzug einer ED-Behandlung wird u.a. mit
dem Vorwurf begründet, der Betroffene sei "als
Atomkraftgegner politisch motiviert". So nähme
er "seit Jahren regelmäßig an Demonstrationen
und Versammlungen teil und nimmt seine Grund-
rechte auf freie Meinungsäußerung, Versam-
mlungs- und Demonstrationsfreiheit intensiv
wahr".Weiter sei "eine erhebliche Gefährdung
von Polizeibeamten zu befürchten". Es sei "aus
präventiv polizeilichen Gesichtspunkten" uner-
lässlich, auf die potentiellen Straftäter präventiv
einzuwirken und zu verhindern, dass dem nega-
tiven Beispiel eines Vorstandsmitglieds der BI
gefolgt wird und sich Widerstandshandlungen
gegen Polizeibeamte steigern".Aufgelistet wurde
über den Betroffenen sogar eine Geschwindig-

keitsübertretung in Süddeutschland. Kein Ver-
fahren gegen den Atomkraftgegner hat zu einer
Verurteilung geführt.

Die BI hält die gezielte Anordnung einer
umfangreichen ED-Behandlung gegen ihren
Vorstandskollegen für einen „Einschüchterungs-
und Kriminalisierungsversuch von Atomkraft-
gegnern“. Die "Ermittlungsgruppe CASTOR"
wolle in Zusammenarbeit mit dem Staatsschutz
mit solchen Maßnahmen auch ihre eigene
Existenzberechtigung nachweisen. Die Daten-
sammelwut der Polizeibehörden über Atom-
kraftkritiker reiche bis Ende der 90er Jahre
zurück.

Derzeit läuft ein Eilverfahren vor dem OVG
Lüneburg, mit dem sich das 57jährige BI-
Vorstandsmitglied gegen die angedrohte ED-
Behandlung wehrt. Dessen Hamburger Anwältin,
Ulrike Donat, beklagt nicht nur die
Unverhältnismäßigkeit der Maßnahme, sondern
besonders auch, dass persönliche Daten, wenn
einmal erhoben, nicht mehr rückholbar seien,
selbst wenn die einspeisende Stelle sie wieder
lösche. Es könne auch nicht kontrolliert werden,
ob diese bei anderen inländischen oder auslän-

dischen Polizeibehörden, Geheimdiensten oder
Sicherheitsbehörden weiterhin gespeichert wer-
den.

„Gemäß Anti-Terror-Datei-Gesetz und infol-
ge der Entwicklung der Zusammenarbeit euro-
päischer Sicherheitsbehörden mit Abkommen
über Datenaustausch, Rechtshilfe, Fluggastdaten
entwickelt eine Einspeisung in die Erkennungs-
dienstdatei ein Eigenleben“, erläutert Donat. So
könne "eine Einreise in die USA unter Einschluss
eines Transitfluges über einen U.S.-amerikani-
schen Flughafen bei Zugriff auf die über den
Antragsteller erhobenen Daten auf diese Weise
unmöglich werden". Bereits die Tatsache, dass er
in einer erkennungsdienstlichen Datei erfasst sei,
stilisiere den Atomkraftgegner zum Sicherheits-
risiko. „Tatsächliche Sicherheitsrisiken sind
Pannen-Atomkraftwerke und die ungelöste
Entsorgung des Atommülls und nicht die
Menschen, die in grundrechtlich verbriefter
demonstrativer Form auf die Missstände auf-
merksam machen“, ergänzt BI-Sprecher Francis
Althoff

Francis Althoff

Hausdurchsuchung wegen 
Einladung zu G8-Gipfel

Bundesweite Empörung über Kriminalisierung eines Bonner Atomkraftgegners

Bürgerinit iat ive  wird bespitzelt  und
kriminal is ier t
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Beschwerde gegen Einstellung eines
Strafverfahrens gegen Polizeibeamten

Bei einem Castor-Atommülltransport von
Frankreich nach Gorleben wurde am 21.
November 2005 ein französischer Atomkraft-
gegner minutenlang von Polizisten misshandelt.
Gegen die Einstellung des Strafverfahrens gegen
einen der Polizeibeamten hat der betroffene 23-
Jähriger Franzose Jonathan R. Beschwerde bei
der Staatsanwaltschaft Lüneburg eingereicht. Bei
einer gewaltfreien Protestaktion bei Eichdorf
wurde er so ins Gesicht getreten und mit dem
Kopf ins Schotterbett der Bahngleise gedrückt,
dass ihm drei Zähne entfernt werden mussten
und er schwere Verletzungen an Auge, Schläfe
und Nase davontrug.

Die Polizei wollte ihn zunächst zur Gefangen-
ensammelstelle nach Lüchow bringen, nur durch
massiven Druck der Sanitäterinnen durfte der
blutüberströmte Verletzte ins Krankenhaus nach
Lüneburg. Eine Behandlung im Lüneburger
Krankenhaus wurde jedoch verweigert, da die
Polizei den Ausweis des Betroffenen einkassiert
hatte.

Obwohl der Übergriff der Beamten auf einem

polizeilichen Video zu erkennen ist, wurde das
Strafverfahren eingestellt.

"Alle beteiligten Beamten haben noch am sel-
ben Tag Aussagen gemacht, die eine Beteiligung
an den Verletzungshandlungen vermuten ließen“,
hält die Hamburger Rechtsanwältin Karen
Ullmann fest. „ Aus einem bewussten Tritt rük-
kwärts in Richtung des Geschädigten, der diesen
im Gesicht traf, wird ein halbes Jahr später ein
unbeabsichtigter Ausfallschritt, der keinesfalls
einen Menschen treffen sollte. Jeder Demon-
strantin würde diese Aussage als Schutz-
behauptung ausgelegt“, so Ullmann. „Ein Polizist
erreicht damit die Einstellung des gegen ihn lau-
fenden Strafverfahrens - durch die gleiche
Staatsanwaltschaft, die bei einer straffreien
Sitzblockade gerne mal ermittelt, ob durch das
Sitzen auf einem Strohballen nicht doch eine
strafbare Nötigung begangen wurde. Diese
Verfahrenseinstellung lässt befürchten, dass die
Staatsanwaltschaft in Lüneburg großes Interesse
an der Verfolgung der Protestszene, aber kein
besonderes Verfolgungsinteresse bei Straftaten
im Amt hat."

Francis Althoff

Ende Juli hatte eine russische Atom-
kraftgegnerin beim Leitenden Ober-
staatsanwalt in Münster Dienstaufsichts-
beschwerde wegen der Einstellung der
Urenco-Ermittlungen in Sachen Uran-
müllexport nach Russland eingelegt.

Der Leitende Oberstaatsanwalt bestätigte nun
den Eingang der Beschwerde und kündigte an,
die Beschwerde werde "möglichst umgehend
bearbeitet". Zuvor hatten bereits die regionalen
Medien und das Neue Deutschland ausführlich
über die Beschwerde aus Russland berichtet. Es
geht um den Transport von 80 000 t abgerei-
chertes Uran aus Westeuropa nach Sibirien, dar-
unter allein 20 000 t aus der deutschen
Urananreicherungsanlage Gronau. Dagegen hat-
ten russische Umweltschützerin Ende 2006 in
Münster Strafanzeige erstattet. Mit der
Beschwerde geht der Rechtsstreit gegen die
Urenco in die zweite Runde.

Auch vor Ort sind die russischen Anti-Atom-
Gruppen nicht untätig. Nach dem brutalen Mord
an Ilya Borodaenko Ende Juli fand in Angarsk ein
weiteres Anti-Atom-Camp statt. Anfang August
besetzten AktivistInnen ein Verwaltungsgebäude in
Irkutsk (liegt knapp südlich von Angarsk am Bai-
kalsee) und riefen die "Republik Atomfreier Baikal"
aus. Mit der Aktion sollte gegen den Uranmüll-
import in die "Nachbarrepublik" Russland sowie
gegen den drastischen Ausbau des Atomkomplex
in Angarsk zum "Internationalen Zentrum für
Urananreicherung" protestiert werden.

Die Aktion dauerte mehrere Stunden und
wurde später von der Polizei geräumt. Die
Festgenommenen mussten mehr als 20 Stunden
in Polizeigewahrsam ausharren.

Hintergrund der Aktivitäten in Angarsk sind
die Pläne von Präsident Putin, die regionale
Vormachtstellung Russlands in Nuklearfragen
auszubauen.U.a. soll für den Iran in Angarsk Uran
angereichert werden, damit der Iran auf eine
eigene UAA verzichtet. Ob bei Ausbauplänen
noch weitere Importe von abgereichertem Uran
aus Deutschland, den Niederlanden, Frankreich
und Großbritannien eine Rolle spielen ist unge-
klärt. Die russische Atomenergiebehörde hat
inzwischen mehrfach angekündigt, die Importe
2008/09 einzustellen. Ob das glaubhaft ist, lässt
sich zur Zeit nicht sagen.

Deshalb bereiten sich die Anti-Atom-
Initiativen im Münsterland und andernorts auf
neue Proteste gegen den nächsten Uran-
mülltransport von Gronau nach Russland vor,
der schon bald starten könnte.

Auf der Zielgeraden befinden sich auch die
Vorbereitungen für die von zahlreichen Gruppen
aus dem In- und Ausland getragene internatio-
nale Urankonferenz in Dortmund am 22.
September. Die Konferenz soll den Widerstand
gegen die Urananreicherung und die Uran-
transporte quer durch Europa bündeln und
inhaltlich wie praktisch neuen Schub geben. Die
Einladung und das Programm sind jetzt unter
www.urantransport.de sowie unter www.cas-
tor.de herunterzuladen.

SOFA Münster

Castor transpor t: Schwere
Misshandlung folgenlos?

Uranmüll : Oberstaatsanwalt  prüft
Beschwerde

22. September: Internationale Urankonferenz in Dortmund !
Die nordrhein-westfälischen Anti-Atom-Inis sowie die BI Lüchow-Dannenberg und die AG Schacht

Konrad laden für Samstag, den 22. September, zu einer internationalen Urankonferenz ein unter dem
Motto "Den Atommüll verhindern, bevor er entsteht". Ort und Ablauf werden in Kürze bekannt gege-
ben.

Neben einleitenden Referaten und Berichten von unterschiedlichen Uranstandorten werden ver-
schiedene Arbeitsgruppen angeboten. Geplant sind u.a.AGs "internationale Vernetzung", "Widerstand
weiterentwickeln", "kommunale Eingriffsmöglichkeiten", "Abgereichertes Uran: Wertstoff oder
Atommüll?", "militärische Dimension der Urananreicherung".

Die Konferenz soll den wachsenden Uranwiderstand, der sich inzwischen quer durch Europa bis
nach Sibirien organisiert, vernetzen und neue schlagkräftige Aktivitäten gegen die
Urananreicherungsfirma Urenco vorbereiten.

Rückfragen an: atomstopp@citykom.net



September und später ...
31.8.19.30 Uhr, Veranstaltung „Demonstrationsfreiheit“ mit Ulrike Donat und
Sönke Hilbrans in Gedelitz, 18 Uhr Film „Auf Nummer sicher?“
1.9.12 Uhr bundesweite Endlager-Demo ab Gedelitz
15Uhr, „Staffelstab“ Das Generationenfest am Salinasgelände an den Atomanlagen 
2.9., Delegiertentreffen
8.9., Norddeutsche Klimakonferenz „Küsten-Power“, www.kuestenpower.de
13.-16.9., Seminar in Magdeburg, www.herrschaftsfreie-welt.de.vu
14.-16.9., Frankfurter Umweltkongress der Deutschen Umwelt- und
Gesundheits-Initiative (DUGI) in Frankfurt, www.dugi-ev.de
15.9. 12 Uhr, Demonstration „Bundeswehr raus aus Afghanistan“ Berlin,
Alexanderplatz/Rotes Rathaus, www.afghanistandemo.de/aufruf/htm
18.-21.9., Internationale Konferenz „Fortschritt beim Biogas – Biogas aus land-
wirtschaftlicher Biomasse & organischen Reststoffen“ Biozentrum Universität
Hohenheim, www.biogas-zentrum.de
22.9., Internationale Urankonferenz in Dortmund,
27.-29.9., Internationales Treffen anti-nuclear Network, Rhodes, Griechenland
13.10., Groß-Demo gegen Schacht Konrad in Salzgitter-Lebenstedt
www.ag-schacht-konrad.de
Wiederkehrende monatliche Termine
Jeden Sonntag 14:00 Uhr, Gorlebener Gebet
Jeden 1. Sonntag 14:00 Uhr, Gronau www.aku-gronau.de
Jeden 3. Sonntag 14:00 Uhr, Sonntagsspaziergänge am Zwischenlager, BI-Ahaus
Jeden 6. eines Monats ab 14.00 Uhr,AmTor des AKW Brokdorf Mahnwache

ImpressumIch abonniere die 
Gorleben Rundschau

ab der nächsten Ausgabe.
( ) Bitte schickt mir jeweils ein Exemplar (EUR 15 pro Jahr)
( ) Bitte schickt mir jeweils 10 Exemplare (EUR 50 pro Jahr)
( ) Bitte schickt mir jeweils 100 Exemplare (EUR 120 pro Jahr)
( ) Ich erteile hiermit der Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-
Dannenberg e.V. eine Einzugsermächtigung für mein Konto.

Konto-Nr.:
BLZ:
Geldinstitut:
Name:

Adresse:

Datum, Unterschrift

Ausschneiden und abschicken an: BI-Büro, Drawehner Str. 3, 29439 Lüchow,
Konto der BI: KSK Lüchow, BLZ  258 501 10, Konto: 004 406 072 1
Das Abo kann jederzeit zum Jahresende gekündigt werden.

Die Gorleben-Rundschau erscheint 10-12 mal jährlich und
wird herausgegeben von der Bürgerinitiative Umweltschutz
Lüchow-Dannenberg e.V..
Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben nicht unbedingt
die Meinung des Herausgebers wieder.
Für Neuerungen, produktive Anregungen und LeserInnen-
briefe sind wir immer ansprechbar. Es ist erwünscht, eigene
Texte zum Thema Atomkraft, Gorleben und erneuerbare
Energien einzubringen; sie werden gerne veröffentlicht,
sofern sie in den Kontext der Ausgabe passen.

Redaktion: H. Eckert,W.Taubitz, F.Althoff
Bildmaterial: SOFA Münster, D Metk, I+W Lowin, Subkontur
Mitarbeit: SOFA Münster, Francis Althoff, Jörg Mühlenhoff, Gerhard
Piper, Markus Pflüger, Subkontur, U. Uffrecht

Auflage: 2000

BI Büro: Drawehner Str. 3, 29439 Lüchow
Fon: 05841/4684, Fax: 05841/3197,
buero@bi-luechow-dannenberg.de
www.bi-luechow-dannenberg.de
Öffnungszeiten: Mo, Mi, Fr, Sa 9 - 12 Uhr, Di + Do 15 - 18 Uhr

Termine + Service
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Und nach der Demo:
Kundgebung, Musik, Performance,

StromweXel-Party,
WALDWESEN Theatergruppe

SCHROTTTROMMLER Trommelsession
BEELZEBUB AIRLINES Rock-Jazz-Jam

CONNEXION MUSIC Hip Hop
KIRA LEE BAND Rock

Und nach der Demo:
Auf geht´s zumGeneration move

ab 15 Uhr bis in den frühen Morgen
30 Jahre Anti-Atom Marathon! 

Zeit, den Staffelstab weiter zu geben.
Musik,Varieté, Zauberer, Clowns,Akrobaten,

Info und VoKü

Ab 16.00 Underground Tango:YUNNANGRUEN
Ab 21.00 Top Act, one man jam: RICO LOOP
Ab 23.00 Sound System: ROCKERS TRAIN

Em
br

y ist
am

29
.9

.0
7 zu

Gas
t in

Alte
Zie

ge
le

i,M
üt

zin
ge

n


